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Bisher wurden die Mitgliedstaaten im Rahmen gemischter Abkommen bei allen Freihandelsvertragen der Union mit
Drittstaaten eigenstandige Vertragsparteien. Der Freihandel war damit keine ausschlieRRliche Domane der Union. Mit
dieser Tradition wird die EU-Kommission unter ihrem Prasidenten Juncker nun brechen. Wie sich aus
unmissverstandlichen Hinweisen in der Rede zur Lage der Union erkennen lasst, werden Freihandelsabkommen
zukinftig aufgeteilt: Ubrig bleiben ein duRerst umfangreicher Vertrag, der ausschlieRlich von der Européischen
Union selbst geschlossen werden kann, und ein Rumpfvertrag, bei dem neben der Union noch die Mitgliedstaaten
zustimmen muissen. Was aber steht hinter diesem Paradigmenwechsel, der sich auch als Strategie der kupierten,
also beschnittenen Freihandelsabkommen beschreiben 1&dsst? Und ist er noch vereinbar mit dem Karlsruher
Rechtsspruch, dass die mitgliedstaatliche Rechtssubjektivitat nicht zu Gunsten einer staatsanalogen Union
zurtckweichen darf?

Die Zukunft des Freihandels unter dem Dach der Union

Eines der Kernanliegen der Kommission unter Juncker, so lasst es sich seiner Rede zur Lage der Union
entnehmen, ist die Starkung der europadischen Handelsagenda. Dabei fehlt es der Kommission weder an
Selbstbewusstsein noch an Ehrgeiz: Zum einen stiinden, so Juncker, Partner aus der ganzen Welt Schlange, um
Handelsabkommen mit der Union abzuschlief3en. Dabei werde die Union jedoch keine Geschenke verteilen, kein
Naivling sein, sondern strikte Gegenseitigkeit einfordern. Zum anderen gibt er das Ziel aus, Handelsabkommen mit
Australien, Neuseeland, Japan, Mexiko und weiteren siidamerikanischen Landern bis zum Ende der aktuellen
Amtszeit, dem Jahr 2019, abzuschlieRen. Und das alles unter Wahrung gréotmdglicher Transparenz. Hat die Union
etwa das Wundermittel gefunden, das handelspolitische Effizienz mit Prinzipientreue und demokratischer
Beteiligung vereint? Sind wallonische Nein-Sager, Chlorhiihnchen und TTIP-Leserdume damit Relikte aus einer
anderen Zeit? HOort man Junckers ambitionierte Ansprache aufmerksam zu, man mag es denken. Doch den Weg
dahin deutet er nur an. Daher lohnt ein ndherer Blick.

Als erstes verwundert es zu héren, dass umfassende Freihandelsabkommen innerhalb von wenigen Monaten
abgeschlossen werden sollen. Allein der Ratifikationsprozess zum Freihandelsabkommen mit Stidkorea
beispielsweise dauerte nicht weniger als funf Jahre. Auch CETA, das umfassende Handelsabkommen mit Kanada,
wurde zur Hangepartie: Die Verhandlungen begannen im Jahr 2009, ab nachster Woche wird es vorlaufig
angewendet. Wann es vollstandig in Kraft tritt, hangt davon ab, wie schnell die mitgliedstaatlichen
Ratifikationsprozesse abgeschlossen werden (hier der derzeitige Stand, Stidkorea Iasst griiRen). Die angestrebte
Verkirzung der Verfahrensdauer kann daher nur bedeuten, dass die Kommission den Abschlussmodus im
Freihandel radikal andern méchte.

Parlamentarische Mitbestimmung als Integrationshemmnis

Dazu muss man Folgendes wissen: Bisher wurden die Mitgliedstaaten im Rahmen gemischter Abkommen bei allen
Freihandelsvertragen der Union mit Drittstaaten eigensténdige Vertragsparteien. Gemischte Abkommen sind
volkerrechtliche Vertrage mit Drittstaaten der Union, die die Zustandigkeiten sowohl der Union als auch der
Mitgliedstaaten beriihren. Daher kénnen sie von keiner Partei allein geschlossen werden. Gemischte Abkommen
machen den Reglungsverbund also handlungsfahig, indem die vertraglich gewollten begrenzten Kompetenzen, die
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jede Partei fir sich genommen hat, durch Zusammenwirken erweitert werden. Wo genau die Kompetenzgrenzen
verliefen, wer also flir welche Vertragsbereiche verantwortlich war, wurde aber in den seltensten Fallen klar benannt.
Gemischte Abkommen waren ein bequemer Weg, politisch kostspielige Streitigkeiten unausgefochten zu lassen und
sich gegenulber Drittstaaten einig zu zeigen. Union und Mitgliedstaaten Gbernehmen durch die getrennten
Ratifikationsprozesse die Gesamtverantwortung fiir ein Abkommen. Dieser Modus machte jede Debatte dartiber, wo
die Kompetenzgrenzen verlaufen, tberflissig.

Das ging so lange gut, wie man sich tatsachlich auch politisch einig tGber den eingeschlagenen Weg war.
Freihandelsabkommen mit Stidkorea, Staaten der Andengemeinschaft oder aus West- und Sidafrika durchliefen
nahezu gerduschlos die notwendigen Ratifikationsprozesse, sie zogen sich nur zeitlich in die Lange. Erst als es
inhaltlich mit TTIP und CETA heikel wurde, scharfte sich das 6ffentliche Bewusstsein fur den Freihandel (vielleicht
auch, weil man zum ersten Mal mit Verhandlungspartnern auf Augenhéhe am Tisch sal}, die zu tatsachlichen
Zugestandnissen zwangen?). Die Konsequenz dieses 6ffentlichen Erwachens sind hinreichend bekannt: Gegen
beide Abkommen regte sich lautstarker Protest in Gesellschaft und Politik, der auch ein Schlaglicht auf die
intransparenten Verhandlungsprozesse warf. Wahrend TTIP gegenwartig auf Eis liegt, drohte CETA an der
Vetomacht des wallonischen Parlamentes zu scheitern, bevor es dann doch die Zustimmung erhielt.

Die Episode um das wallonische Veto zu CETA offenbarte neben dem langen Abschlussprozess ein weiteres
Grundproblem gemischter Abkommen: Die Vetomacht, die die mitgliedstaatlichen Parlamente haben, erstreckt sich
materiell auf den gesamten Vertrag und nicht nur auf die Regelungsbereiche in mitgliedstaatlicher Kompetenz.
Anders ausgedriickt wird die Entscheidungsmacht der Mitgliedstaaten durch diese Verfahrensart Giberhoht.
Mitbestimmung wird zum Integrationshemmnis. Bekanntlich hat das Drama ein verséhnliches Ende genommen, und
CETA durchlauft nun als gemischtes Abkommen die nationalen Ratifikationsprozesse. Dennoch wurde deutlich,
dass das bisherige Modell der Gesamtverantwortung, der Nichtklarung von Kompetenzspharen der ambitionierten
Freihandelsstrategie der Union entgegensteht.

Es ist kaum vorstellbar, dass geplante Freihandelsabkommen mit kontroversen Partnern wie China, Japan, Indien
oder die USA in einem souveranitatsbedachten und EU-kritischen Umfeld ratifiziert werden kénnten. Will die Union
also eine effektive und umfassende Freihandelspolitik erreichen, wie sie es anstrebt, muss sie die Mitbestimmung
der Mitgliedstaaten kupieren. Und genau das hat die Kommission vor. Der Schlissel hierzu ist die Aufspaltung von
Freihandelsabkommen in zwei Teile. Ubrig bleiben ein duRerst umfangreicher Vertrag, der ausschlieRlich von der
Europaischen Union selbst geschlossen werden kann und ein Rumpfvertrag, bei dem neben der Union noch die
Mitgliedstaaten zustimmen muissen. Das aber ist nur moglich, wenn die Kompetenzbereiche zwischen Union und
Mitgliedstaaten klar definiert sind. Die Grenzen aber waren umstritten, sodass die Kommission den EuGH ersuchte,
eine gutachterliche Einordnung anhand des Freihandelsabkommens mit Singapur vorzunehmen.

Die Kommission verwandelt die Vorlage des EuGH aus dem Singapur-Gutachten

Zwar stellte der Gerichtshof in seinem Gutachten vom Mai fest, dass die Union umfassende Freihandelsabkommen
nicht ohne selbststandige Beteiligung der Mitgliedstaaten als Vertragspartei abschlieen kann. Dieses Ergebnis,
das vielerorts kurzsichtig als Starkung der mitgliedsstaatlichen Parlamente verstanden wurde, ist in Wahrheit jedoch
zweitrangig. Der Mehrwert des Gutachtens besteht vielmehr darin, die umstrittenen Kompetenzverlaufe zwischen
Union und Mitgliedstaaten markiert zu haben. In bester Tradition des EuGH wurden ausschlie3liche
Unionskompetenzen aulierst weit interpretiert: Die ausschlieRliche Unionskompetenz zur gemeinsamen
Handelspolitik nach Art. 207 Abs. 1 AEUV wird nun so weit verstanden, dass auch eigentlich handelsfremde
Bereiche wie Arbeits- und Umweltschutz durch eine Kontextualisierung mit dem Handel erfasst sind. Zudem muss
sich der Umfang ausschliel3licher impliziter Aulenkompetenzen der Union gem. Art. 3 Abs. 2 AEUV nicht mehr
vollstandig danach richten, in welchem Umfang die Union intern ermachtigt ist, sondern kann dariiber hinausgehen.
Auch offenkundige Ubergriffe der Union in die mitgliedstaatliche Kompetenz sind vom EuGH legitimiert, wenn sie
nur begrenzte Wirkungen entfalten (detaillierter hier nachzulesen). Das Prinzip der begrenzten Einzelermachtigung
wird damit an seine Grenze, teilweise sogar darlber hinaus gefihrt.
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Als nicht ausschlief3liche Unionszustandigkeiten blieben nur noch Portfolioinvestitionen und die private
Schiedsgerichtsbarkeit. Dabei handelt es sich nicht aber um ausschliel3dliche Kompetenzen der Mitgliedstaaten,
sondern um solche, die zwischen ihnen und der Union nach Art. 2 Abs. 2 und Art. 4 AEUV geteilt sind.

In dieser Kompetenzabgrenzung sieht die Kommission nun eine Schablone, die sie an zuklnftige Handelsvertrage
anlegen kann. Die Bereiche, die die Union nicht ohne die mitgliedstaatlichen Parlamente regeln kann, werden
ausgeschnitten und in ein separates Abkommen verlagert. Ubrig bleibt ein umfassendes Abkommen, dass die
nationalen Ratifikationsprozesse nicht mehr durchlaufen muss. Gemischte Abkommen, wie wir sie bisher kannten,
werden damit historisiert. Es wird sich eine Praxis dieser kupierten Freihandelsabkommen entwickeln.

Aus Diplomatenkreisen wurde vorab bekannt (hier, unter ,Schneller handeln®), dass Juncker diese Aufteilung als
neue Kommissionsstrategie ausgeben wird. Er tat dies jedoch nicht ausdrucklich, sondern versteckt, indem er
betont, dass Handelsabkommen zukinftig zligig geschlossen werden kénnen.

Zudem erklarte er, dass das Europaische Parlament bei allen Handelsabkommen das letzte Wort habe. Diese Rolle
hatten vorher die nationalen Parlamente inne: Indem sie die Ratifikation verweigerten, hatten sie als letzte Instanz
die Entscheidungsmacht darlber, ob ein Abkommen zustande kommt oder nicht. Die Mitgliedstaaten werden von
der Union im Freihandel mediatisiert. Als Kompensation fir das Verdrangtwerden sieht Juncker Ministerrat und
Kommission in der Pflicht, die nationalen und regionalen Parlamente umfassend zu informieren. Damit nehmen
diese aber nur noch eine nachvollziehende Funktion wahr. Nach gegenwartiger Rechtslage haben weder Bundestag
noch Bundesrat eine Handhabe, den deutschen Vertreter im Ministerrat der Union zu einem bestimmten
Abstimmungsverhalten zu verpflichten. Auch wenn dies so ware: In der Regel kann der Ministerrat Uber
Freihandelsabkommen mit qualifizierter Mehrheit entscheiden, sodass die deutsche Stimme Ubertdént werden
koénnte. Das schwacht neben der parlamentarischen Gestaltungsmacht auch die Moéglichkeiten des
gesellschaftlichen Protests gegen umfassende Freihandelsabkommen, indem er sich nun nicht mehr an die
nationalen Volksvertreter, sondern ausschlief3lich an die EU-Parlamentarier und Regierungsvertreter der
Mitgliedstaaten richten muss.

Die Sogwirkung ausschlieBBlicher Kompetenzen

Auch ist es nicht gesichert, ob es tiberhaupt zu den gemischten Rumpfvertragen kommen wird. Wie bereits erwahnt,
befinden sich private Schiedsgerichtsbarkeit und Portfolioinvestitionen im geteilten Zustandigkeitsbereich. Der
EuGH nimmt zwar an, dass diese Kompetenzlage einen gemischten Abschluss erforderlich macht. Dieses
Verstandnis geteilter Kompetenzen wirkt jedoch befremdlich: Bisher gab es in Rechtsprechung und Wissenschaft
die klare Linie, dass geteilte Kompetenzen aus dem Katalog der Mitgliedstaaten herausgeldst werden kdnnen, in
dem die Union auf diesem Feld tatig wird. Wird die Union tatig, verlieren die Mitgliedstaaten ihre Zustandigkeit.
Warum die Union ein solches Abkommen nicht alleine schlieRen darf, wird vom EuGH nicht naher begriindet. Die
Kommission liel3 in einem Strategiepapier (S. 11) jedenfalls schon friih erkennen, dass geteilte Kompetenzen fir sie
nicht notwendig bedeuten wiirden, dass ein Abkommen als gemischtes abzuschlie3en sei.

Es macht skeptisch, dass der EuGH seinen anderslautenden Befund tberhaupt nicht begriindet. Im
Grundsatzlichen hat sich der EuGH nie dagegen gewandt, dass die Kommission die Kompetenzordnung als
Verfligungsmasse begriff und Kompetenzgrenzen zu seinen Gunsten immer weiter ausdehnte (im Einzelnen
Nettesheim, JZ 2014, S. 585 ff.). Vor diesem Hintergrund scheint das letzte Wort noch nicht gesprochen.

Bisher waren gemischte Abkommen mehr als die Summe ihrer Teile, mehr als das Nebeneinander von Regelungen
in unterschiedlichen Verbandskompetenzen. Sie waren namlich ein umfassendes Regelwerk. Was aber passiert,
wenn sich nun ein Mitgliedstaat dazu entschliel3t, die Schiedsgerichtsbarkeit im separaten Abkommen nicht zu
akzeptieren und die Ratifikation verweigert? Kann man Materien in einem Vertrag regeln, ohne zu wissen, ob der
Durchsetzungsmechanismus aus einem anderen Abkommen Uberhaupt implementiert wird? Wird dann nicht eher
nach alternativen Streitbeilegungsmechanismen gesucht, die in den Freihandelsvertrag selbst aufgenommen
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werden kénnen, flir die also die Union zustandig ist? Damit ausgedriickt sei die Sorge vor einer Sogwirkung, einem
typisches Phanomen foderaler Systeme: Im Laufe der Zeit sammeln sich immer mehr Befugnisse auf der zentralen
Ebene.

Damit steigt auch die Wahrscheinlichkeit, dass Portfolioinvestitionen bald in den Kompetenzbereich der Union
wandern, hat sich die Kompetenzausstattung der Union bisher doch immer im Gleichklang mit den Anforderungen
des modernen Freihandels entwickelt (so war es beispielsweise mit der Zustandigkeit fir Handelsaspekte des
geistigen Eigentums, Dienstleistungen und Direktinvestitionen, die mit dem Vertrag von Lissabon in die
Unionskompetenz nach Art. 207 Abs. 1 AEUV Uberflhrt wurden). Die Aussage, dass es ein kleineres gemischtes
Abkommen geben wird, wenn Brissel die Schere am Gesamtvertrag ansetzt, wirkt wie eine Mogelpackung.

Die Notwendigkeit einer neuen Kompetenzdebatte in den AuBenbeziehungen

Uber den bisherigen Modus gemischter Abkommen hatten die Mitgliedstaaten noch die Méglichkeit,
Kompetenzausweitungen zumindest materiell durch ihr Veto im nationalen Ratifikationsprozess zu blockieren.
Gemischte Abkommen waren fir sie ein Vehikel zur Selbstbehauptung als Vélkerrechtssubjekt, gewissermalien
ihre Lebensversicherung. Nun, da Blockade des nationalen Ratifikationsprozesses durch die neue Gestaltung von
Handelsvertragen nicht mehr méglich sein wird, verfllichtigt sich ihre Rechtssubjektivitat.

Im Schatten gemischter Abkommen hat sich ein weites Verstandnis der gemeinsamen Handelspolitik Bahn
gebrochen, das im Singapur-Gutachten auf die Spitze getrieben wurde. Implizite Kompetenzen hatte der EuGH
zunachst in die Unionsrechtsordnung hineingelesen, ehe seine Rechtsprechung im Vertrag von Lissabon kodifiziert
wurde. Dass der EuGH in seiner Rolle als Motor der Integration nicht davon absehen wiirde, implizite Kompetenzen
in noch groflerem Umfang fortzuschreiben, wenn sie erst einmal kodifiziert sind, Uberrascht nicht.

Das Problem ist grundsatzlich nicht die Aufteilung umfassender Freihandelsabkommen in gemischte und
ausschliel3liche Teile der Union. Das Problem ist, diese Teilung auf Grundlage der Kompetenzeinordnung durch das
Singapur-Gutachten vorzunehmen.

Das Bundesverfassungsgericht hat nun die Méglichkeit, im CETA-Hauptverfahren eine Kurskorrektur anzustof3en.
Man hatte sich aus souveranitatsbewusster Sicht jedoch gewlinscht, dass bereits die Entscheidung im Eilverfahren
scharfer formuliert worden ware, zumindest aber potentielle Argumentationspfade des EuUGH antizipiert hatte.
Beispielsweise befasste sich das Verfassungsgericht nicht mit dem Umfang impliziter Kompetenzen, sondern
fokussierte sich nur auf die Frage, ob alle Bereiche des Abkommens der gemeinsamen Handelspolitik unterfallen.
Der EuGH subsumierte verkehrsbezogene Regelungen nicht aber unter die gemeinsame Handelspolitik, sondern
nahm eine implizite Kompetenz an.

Eine umfassendere, argumentativ belastbarere Auseinandersetzung des Bundesverfassungsgerichts mit der
Kompetenzlage hatte zumindest den Rechtfertigungsdruck auf Seiten des EuGH in seinem Singapur-Gutachten
erhoht. Gleichwohl ist darauf hinzuweisen, dass es sich nur um eine vorlaufige Prifung handelte. Die Entwicklung
klarer Malistabe im CETA-Hauptverfahren ist allerdings dringend angezeigt. Das Singapur-Gutachten des EuGH
selbst wirft in Dogmatik und Argumentation einige Fragen auf (Einzelheiten im Gutachten von Nettesheim, S. 67 f.)
und stoRt damit auf verfassungsrechtliche Bedenken. Dieses Unterfangen ist politisch jedoch duRerst heikel: Wirde
CETA, das nun vorlaufig angewendet werden, der ultra-vires-Kontrolle oder Identitdtskontrolle des
Bundesverfassungsgerichts nicht standhalten und damit im deutschen Rechtsraum keine Geltung fir sich
beanspruchen kénnen, wirden die fragilen Grundfeste der Union noch weiter erschuttert.

Mitgliedstaaten vor Verlust ihrer Rechtssubjektivitat

Die Entwicklungen hin zu kupierten Freihandelsabkommen sind zu lesen vor der Folie, die das
Bundesverfassungsgericht in seiner Lissabon-Entscheidung entwickelt hat. Hier stellte es noch optimistisch fest,

dass ein Zurlcktreten der Mitgliedstaaten in den auswartigen Beziehungen zu Gunsten einer immer deutlicher
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staatsanalog auftretenden Union nicht abzusehen sei (BVerfG, 2 BvE 2/08, Rn. 376). Eine solche Entwicklung sei
auch nicht durch den Vertrag von Lissabon legitimiert. Betrachtet man nun die Wende in der Freihandelspolitik weg
von gemischten und hin zu ausschlief3lichen Unionsabkommen, werden die Mitgliedstaaten unter dem Dach der EU
vollstandig mediatisiert. Davon kénnten auch gemischte Rumpfvertrage im geteilten Kompetenzbereich, wenn sie
Uberhaupt geschlossen werden, nicht ablenken. Nicht einmal alleine kiindigen kénnen die Mitgliedstaaten ihre
bestehenden bilateralen Vertrédge, wenn diese nach der Kompetenzneuordnung durch den Vertrag von Lissabon die
Zustandigkeit der Union beriihren. Die Handelspolitik als Kernbereich der auswartigen Beziehungen ist damit Sache
der Union. Dies ist eine Feststellung, die stark an Art. 32 Abs. 1 GG erinnert, der das Verhaltnis von Bund und
Landern in den Aulienbeziehungen auf verfassungsrechtlicher Ebene ordnet. Bekanntlich haben die Lander
gegenluber dem Bund dabei wenig zu sagen.

Auch ein weiterer Aspekt der Unionspraxis erinnert frappierend an Art. 32 Abs. 1 GG : Uber diese Norm ist es
mdglich, dass der Bund Kompetenzen der Lander an sich zieht, indem er einen voélkerrechtlichen Vertrag in deren
Kompetenzbereich abschlieRt. Zwar mag man den Landern mit iberzeugenden Argumenten die
Durchfiihrungskompetenz in Bezug auf Regelungen in ihrem Zustandigkeitsbereich zugestehen, ihre
Abschlusszustandigkeit verlieren sie jedoch. Die Konsequenz dessen kdnnen schleichende
Kompetenzverlagerungen sein.

Ahnliches gilt fir die Freihandelspolitik der Union: Fir die Mitgliedstaaten der EU werden die Freihandelsabkommen
Uber Art. 216 Abs. 2 AEUV verbindlich. Weite Kompetenzverstandnisse verfestigen sich so in den nationalen
Rechtsordnungen und drangen die nationale Regelungsbefugnis zurlick. Zudem ist der volkerrechtliche
Vertragsschluss auch ein umfangreiches Harmonisierungsinstrument, da Freihandelsabkommen keinen Halt an
klassisch handelsrechtlichen Fragestellungen machen, sondern beispielsweise auch Arbeitsschutz, Umweltschutz
und Verkehrsbereiche regeln. Damit greift die Union Uber einen handelsrechtlichen Kontext in Bereiche aus, fir die
es nach dem Primarrecht eigentlich eigene Zustandigkeitstitel gibt. Die Kompetenzordnung gerat damit nur noch
weiter in Schieflage.

Entscheidend ist deshalb, die Herausforderungen flr das Prinzip der begrenzten Einzelermachtigung dieses Mal
frihzeitig zu adressieren, also bevor die Kommission ihre neue Freihandelsstrategie im grofen Stil in die Tat
umsetzt. Auch wenn Juncker die Schlagworter Transparenz und frihzeitige Information der Parlamente bemuht, wird
deutlich, dass der Kommission vorrangig an handelsrechtlicher Effizienz gelegen ist. Die Aufgabe, eine
Kurskorrektur anzustofen, liegt beim Bundesverfassungsgericht, aber auch bei der Bundesregierung und den
Landern, die sich in der laufenden Debatte Uber die Zukunft der Europaischen Union starker einbringen muissen.

LICENSED UNDER CC BY NC ND

SUGGESTED CITATION Zornow, Michael: Kupierte Freihandelsabkommen: Verfassungsrechtliche Heraus-
forderungen einer neuen Unionsstrategie, VerfBlog, 2017/9/15, http://verfassungsblog.de/kupierte-
freihandelsabkommen-verfassungsrechtliche-herausforderungen-einer-neuen-unionsstrategie/, DOI:
https://dx.doi.org/10.17176/20170915-102313.

5/5


https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2009/06/es20090630_2bve000208.html
https://dejure.org/gesetze/GG/32.html
https://dejure.org/gesetze/GG/32.html
https://dejure.org/gesetze/AEUV/216.html
http://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/legalcode

	Kupierte Frei­handels­abkommen: Verfassungs­rechtliche Heraus­forderungen einer neuen Unionsstrategie
	Die Zukunft des Freihandels unter dem Dach der Union
	Parlamentarische Mitbestimmung als Integrationshemmnis
	Die Kommission verwandelt die Vorlage des EuGH aus dem Singapur-Gutachten
	Die Sogwirkung ausschließlicher Kompetenzen
	Die Notwendigkeit einer neuen Kompetenzdebatte in den Außenbeziehungen
	Mitgliedstaaten vor Verlust ihrer Rechtssubjektivität


